
rale Wegweisungen gegenüber dem Na-
tionalsozialismus“. Er verurteilte in ihnen
das Programm der Nazis als „Irrlehre“, da
es den Glauben durch eine Weltanschau-
ung ersetzen wolle, die die Rasse über al-
les stelle. Bertram verbot den Geistlichen
die Beteiligung an der Nazi-Bewegung „in
jeglicher Form“ und verpflichtete sie da-
zu, die Gläubigen darüber zu belehren,
dass die Nazis „in den letzten Jahren“ ei-
ne kirchenfeindliche Haltung deklarier-
ten. Bertram verbot auch, dass die Nazis
in geschlossenen und uniformierten Ko-
lonnen zu Gottesdiensten zugelassen wür-
den, denn „ein solches Schauspiel könnte
das Volk auf den Gedanken bringen, dass
die Kirche sich mit dem Nationalsozia-
lismus abgefunden hat“.

Der Kardinal ist bis zum Ende des Hit-
lerregimes nicht von diesen Prinzipien ab-
gerückt. Zwar brachte ein Rundschreiben
der Breslauer Kurie vom März 1933 eine
kleine Korrektur – „die Geistlichen sollen
uniformierten Mitgliedern der NSDAP
die Teilnahme an Gottesdiensten nicht
verbieten, selbst wenn diese in größeren
Gruppen erscheinen“ –, dennoch erfolgte
dies mit dem Vorbehalt, dass man verhin-
dern müsse, dass Parteifahnen mitgetra-
gen würden.

Den Anschauungen, die den Ras-
sismus verwarfen, blieben Bertram und
der ganze Episkopat bis zum Ende des
Dritten Reiches treu. Der Kardinal pflegte
zu unterstreichen, dass „wir katholischen
Christen keine Rassenreligion haben“.
1932 erteilte er dem Prior des Klosters in
Grüssau eine Rüge, als dieser die negative

Die Kritik an Papst Pius XII. und die Kon-
troversen im Zusammenhang mit dessen
neuesten Biografien sparten die Hierar-
chen der katholischen Kirche in Deutsch-
land nicht aus. Die Diskussionen, die mit
wechselnder Intensität seit den sechziger
Jahren – seit dem berühmten Schauspiel
von Rolf Hochhuth Der Stellvertreter – an-
halten, sind in den neunziger Jahren
durch Bücher des kanadischen Histori-
kers Martin Kitchen Nazi Germany at War,
von Pater Pierre Blet Pius XII. und der
Zweite Weltkrieg in den geheimen Archiven
des Vatikans und besonders durch die kon-
troverse Arbeit des britischen Historikers
John Cornwell Hitlers Papst neu belebt
worden. Der Letztere warf Kardinal
Adolf Bertram, dem Vorsitzenden der
Fuldaer Bischofskonferenzen (das heißt
des deutschen Episkopates), vor, Hitler
posthum gehuldigt zu haben.

Es stimmt, Bertram war eine kontro-
verse Gestalt. Er lebte (1859 bis 1945) un-
ter den wechselvollen Konstellationen des
Kaiserreiches und des Bismarckschen
Kulturkampfes, in den unruhigen Zeiten
der Weimarer Republik und später des
„Ausnahmezustands-Staates“, wie das
Dritte Reich ihn darstellte. Die Ideologien
jener Zeiten – Liberalismus, Anarchismus,
Marxismus, Bolschewismus – stellten ihn
vor Herausforderungen kirchlich-religiö-
ser, philosophischer und sozio-politischer
Natur, bevor noch der Nationalsozia-
lismus auf den Plan trat.

In Anknüpfung an die Stellungnahme
des Episkopates vom Dezember 1930 er-
ließ Bertram am 14. Februar 1931 „pasto-
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Haltung der Bischöfe gegenüber dem Na-
tionalsozialismus infrage stellte.

Im März 1933 teilte Bertram in der Kor-
respondenz mit dem päpstlichen Nun-
tius, Erzbischof Cesare Orsenigo, die Be-
fürchtung mit, dass „in naher Zukunft
sich tiefe Diskrepanzen zwischen Staat
und Kirche zeigen können“. Im gleichen
Monat bat der Kardinal erfolglos Präsi-
dent Hindenburg, die kirchlichen Institu-
tionen in Schutz zu nehmen, die von den
ersten Repressionen getroffen worden
waren. Am 12. April wies er in der Schle-
sischen Volkszeitung mahnend auf das
Schicksal „gläubiger Bürger, gewissen-
hafter Beamter“ hin, die aus rassistischen
Gründen entlassen worden waren. Na-
mens der Bischöfe wandte sich Bertram
auch in einem Memorandum in der Frage
der von Repressalien betroffenen kirch-
lichen Organisationen an Hitler. Hitler tat
die geäußerten Bedenken mit leichter
Hand ab. Aber es trifft auch zu, dass Ber-
tram in Anknüpfung an ein Gespräch Bi-
schof Wilhelm Bernings mit Hitler ihm
versicherte, es sei notwendig, einen „Mo-
dus vivendi“ zu finden: „Auf der Grund-
lage wechselseitigen Vertrauens ist ein
Zusammenwirken zum Wohle von Volk
und Staat möglich.“

Konkordat und Protestnoten
Bertram hatte keine Illusionen, was die
feindliche Einstellung der Nazis zur Kir-
che betraf, trotz des mit dem Reich im Juli
1933 geschlossenen Konkordates. Ein Be-
obachter der Bemühungen des Kardinals,
Priester Walter Adolph, notierte die Mei-
nung, dass in Bertrams Augen Regierung
und Reichskanzler ja legal seien und das
Gewissen ihm das Bedürfnis diktiere, die
Staatsmacht anzuerkennen. 1935 erklärte
Bertram auf einer Synode in Breslau: „Un-
ser Gehorsam gegenüber der staatlichen
Obrigkeit . . ., unsere Treue gegenüber den
Festlegungen des Konkordats ergeben
sich aus dem Geist der Gebote christlichen
Glaubens und der Moral.“

Das – von der katholischen Kirche und
vom Staat als „absolut unerlässlich“ aner-
kannte – Konkordat erschwerte in der Pra-
xis den Nazis den Kampf gegen die Kirche
nicht. Die Interpretation seiner Artikel
schloss die Geistlichen vom Einfluss auf
politische Dinge aus und gestattete die Li-
quidierung katholischer Organisationen.
Die von den Nazis angekündigten Aus-
führungsbestimmungen für das Konkor-
dat sind nie erschienen. Im Mai 1934 erließ
der Heilige Stuhl eine scharfe Note, die den
„teilweise verborgenen, teilweise offenen
Kampf“ gegen den christlichen Glauben
brandmarkte und die Einhaltung der Kon-
kordatsverpflichtungen anmahnte.

In den Jahren 1933 bis 1939 über-
mittelte der Heilige Stuhl insgesamt 55
Protestnoten, auf die Hitlers Regierung
nur in zehn Fällen irgendeine (allgemein
gehaltene) Antwort gab. Der Staatssekre-
tär Pacelli (der spätere Pius XII.) wies die
deutsche Regierung darauf hin, dass die
Zahl der verhafteten Geistlichen höher sei
als in der Zeit des Kulturkampfes. Im
Laufe von vier Jahren, in denen das Kon-
kordat schon galt, nahm die Gestapo hun-
derte von Geistlichen fest, 124 wurden in
Konzentrationslagern eingesperrt. Man
verbot über 200 katholische Zeitschriften,
konfiszierte einen Teil der Kirchengüter.
In einem im August 1935 Hitler über-
sandten Memorandum beklagten sich die
Bischöfe über Gefahren, die sich daraus
ergäben, dass neu-heidnische Anschau-
ungen verkündet würden. Diese Denk-
schrift und Bertrams Protest gegen die
Verbreitung „neu-heidnischer Irrlehren“
(vom Juni 1934) blieben ohne Echo.

Im September 1935 wurden die be-
rüchtigten rassistischen Gesetze erlassen,
ohne dass man die Vorbehalte des deut-
schen Episkopats berücksichtigt hätte.
Der jüdische Historiker Pinchas Lapide
erinnerte daran, dass der nach dem Krieg
verurteilte Minister Ribbentrop ausge-
sagt habe, er sei mit Protestnoten des Va-
tikans überschüttet worden.
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Im Dritten Reich gelang es den Nazis,
den deutschen Protestantismus – unter Be-
teiligung eines Teils seiner Geistlichen – zu
spalten. Er teilte sich in die Bewegung der
„Deutschen Christen“ und in die in der
Minderheit befindliche „Bekennende Kir-
che“. Die Kundgebung der „Deutschen
Christen“ im November 1933 im Berliner
Sportpalast mit ihren Forderungen nach ei-
ner Reinigung des Neues Testamentes von
der jüdischen Moral sowie die Annahme
eines Kirchengesetzes von 1934 mit seinen
„arischen“ Festlegungen waren Ausdruck
des Einflusses der Nazi-Ideologie.

Gewiss vermochten auch die katholi-
schen Bischöfe nicht zu verhindern, dass
die Ideologie die Massen der Gläubigen
erreichte. Dennoch haben Bertram und der
Episkopat nie den Rassismus akzeptiert
oder irgendein Gesetz angenommen, das
„arische“ Festlegungen enthielt. Bertram
und die ihn begleitenden Bischöfe legten
im Januar 1937 Pius XI. die Probleme der
katholischen Kirche dar, die sich mit zu-
nehmenden Restriktionen und Druck-
maßnahmen des Staates verstärkten. Die
auf ihren Bericht gestützte päpstliche En-
zyklika Mit brennender Sorge vom März
1937 brachte die Sorge um die „Bedrü-
ckung der Kirche“ und um die „Bedräng-
nis der Katholiken“ sowie die Hoffnung
zum Ausdruck, dass der Friede zwischen
Staat und Kirche wiederhergestellt werde.

Nichts wies darauf hin, dass Hitler
geneigt gewesen wäre, „den Frieden
wiederherzustellen“. Im Juni 1937 führte
die Gestapo Hausdurchsuchungen in den
bischöflichen Kurien in Köln und Trier
durch. Der Berater des Kardinals, Priester
Ludwig Cuno, vertraute Priester Walter
Adolph Folgendes an: „Wenn man bisher
geglaubt hatte, die Kirche werde irgend-
einen Modus vivendi mit dem national-
sozialistischen Staat finden, dann ist man
jetzt diese Hoffnung losgeworden.“

Bertram war nicht geneigt, den Druck-
versuchen in Fragen des Gebrauches der
polnischen Sprache nachzugeben. Solche

Druckversuche wurden im Juli 1930 von
den Behörden ausgeübt: Sie verlangten von
Bertram das Verbot polnischer Gottes-
dienste in der Erzdiözese Breslau. Zwischen
dem Kardinal und dem Oberpräsidenten
der Provinz, Wagner, kam es zu einem
scharfen Meinungsaustausch. In einem
Brief vom August 1939 sprach sich der Kar-
dinal gegen ein sofortiges Verbot polnisch-
sprachiger Gottesdienste aus, denn – wie er
zu überzeugen versuchte – besonders in
Oberschlesien benutzten zwischen fünfzig
und neunzig Prozent der Gemeindemit-
glieder im religiösen Leben das Polnische.

Bertram wollte sich nicht beteiligen an
den Nazi-Plänen gegenüber den Polen. In
Denkschriften aus den Jahren 1941 bis 1942
sprach er mahnend von der Kirche, die von
der Besatzungsmacht in den ins Reich ein-
gegliederten Gebieten zerstört werde.
Kernpunkt von Bertrams Diplomatie wa-
ren nicht Ambitionen, sondern die Sorge
um die „Sicherung der Glaubenssub-
stanz“, was er nicht durch öffentliche De-
monstrationen, sondern – wie er meinte –
durch unablässiges Anmahnen bei den Be-
hörden erreichen könne.

Der Kardinal wurde mit dem Problem
der Diözese Kattowitz konfrontiert, die im
Oktober 1939 dem Reich einverleibt wur-
de. Die Entfernung des polnischen Bischofs
Stanislaw Adamski und der Pfarrgeist-
lichen aus dieser Diözese war nicht eine
Folge von Handlungen des Breslauer Kar-
dinales; am 18. September war es Göring,
der sich auf einer Sitzung des Reichsver-
teidigungsrates für die Heranführung
deutscher Geistlicher auf sprachlich ge-
mischte Gebiete in Abstimmung mit der 
Sicherheitspolizei aussprach. Bertram
wandte sich unter Vermittlung des Nun-
tius am 9. Dezember an den Vatikan mit
dem Vorschlag, die polnischen Diözesen
vorübergehend deutschen Bischöfen zu
unterstellen. Er begründete den Antrag da-
mit, dass auf den ins Reich eingegliederten
Gebieten „Anarchie herrscht, die Ordina-
rien können ihre Pflichten nicht erfüllen“.
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Auf Rat des Kardinales ernannte der in Kat-
towitz bis Februar 1941 anwesende Bischof
Adamski Ende 1939 den deutschen Gene-
ralvikar Franz Strzyz, der in der Kurie die
deutsche Sprache einführte.

Im Posenschen bestand der Ehrgeiz des
Reichsstatthalters Arthur Greiser darin,
die Nazi-Prinzipien auf allen Gebieten des
öffentlichen Lebens durchzusetzen. Ber-
tram fasst seinen Protest im Memorandum
vom Dezember 1942 gegen die Politik zur
Vernichtung der Kirche im Warthegau zu-
sammen. Im Dezember 1939 hatte Martin
Bormann den Chef der Reichskanzlei,
Hans Lammers, informiert, dass auf den
ins Reich eingegliederten Gebieten die
Festlegungen des Konkordates keine Gül-
tigkeit haben würden. Greisers Verfügung
vom März 1940 ließ keinen Zweifel daran,
dass die Besatzungsmacht auch die polni-
schen rechtlichen Regelungen verwarf.
Dies bewirkte, dass alle Kirchen den Cha-
rakter einer Gemeinschaft öffentlichen
Rechtes verloren und auf die Gnade der
Behörden angewiesen blieben.

Informationspolitik Bertrams
Die beunruhigenden Informationen über
die Lage in Großpolen pflegte Bertram
dem Heiligen Stuhl sowie den deutschen
Bischöfen zu übermitteln. Im Februar
1941 informierte der Kardinal voller Un-
ruhe Nuntius Orsenigo über die Konfis-
zierung des Kirchenvermögens auf den
dem Reich eingegliederten Gebieten. Im
April 1941 unterrichtete er Pius XII. von
der nazistischen Kirchenpolitik im War-
thegau und bat um Intervention. Die Ver-
treibung sowie die Verhaftungen von
Geistlichen nahmen im Urteil Bertrams
„höchste Ausmaße“ an. Die Schließung
der Kathedralen in Posen und Gnesen so-
wie anderer Gotteshäuser, ja sogar deren
Sprengung sowie das Schicksal der Kir-
che und der Gläubigen waren Gegen-
stand eines Briefes Bertrams vom Oktober
1941 an Minister Kerrl. Der Kardinal
schrieb, zu dieser Intervention bevoll-

mächtigten ihn die traditionellen Bande
zur Erzdiözese Posen und Gnesen sowie
die gemeinsame Sorge, die die Diözesen
des Reiches mit den in das Reich einge-
gliederten Diözesen verbinde.

Denkschriften ohne Antwort
Namens des deutschen Episkopates rich-
tete der Kardinal im Dezember 1941 eine
Denkschrift an Berlin, worin es um die La-
ge der Kirche in Deutschland ging. Er pro-
testierte darin gegen den „Vernichtungs-
kampf“ gegen die Kirche sowie gegen den
Bruch von Konkordatsbestimmungen. Es
mehrten sich die Beispiele dafür, zum Bei-
spiel das Verbot von Gottesdiensten in der
Kathedrale von Straßburg, die Schließung
von 396 aus einem Bestand von 441 Kirchen
in Großpolen. Bertram erinnerte – unter Be-
rufung auf die Naturrechte jedes Menschen
sowie auf die soziale Ordnung – an die Vor-
gehensweise der Gestapo in Deutschland
und in den besetzten Gebieten, an die Ver-
haftungen, die Einweisungen in Lager „oh-
ne Anlass und irgendwelche Schuld“ so-
wie an den Raub des Lebens. Zum Schluss
schrieb er: „Wir deutschen Bischöfe pro-
testieren gegen die Vergewaltigung der
persönlichen Freiheit.“ Hitler antwortete
nicht auf diese Denkschrift.

Im Dezember 1942 richtete Bertram an
den „Führer“ eine weitere Denkschrift, in
der es um die restriktiven Maßnahmen der
Nazis in Deutschland, im Elsass und in den
ins Reich eingegliederten Gebieten Polens
ging. Er verwies auf die Folgen der Nazi-
Politik: „Um Deutschland herum erhebt
sich auf allen besetzten Gebieten ein Wall
der Verbissenheit und Feindseligkeit.“

Polnische und 
deutsche Befürchtungen
Die Befürchtungen Bertrams wurden bald
durch den Krakauer Erzbischof Adam Sa-
pieha bestätigt. In einem Brief an Bertram
vom Juni 1943 appellierte Sapieha daran,
die deutschen Bischöfe sollten sich darum
bemühen, die den Deutschen und den Po-
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len drohenden Gefahren abzuwenden.
Der Krakauer Metropolit erklärte Bertram,
dass „die Gefahr von Unruhen entsteht,
die sich in einem gegenseitigen Morden
ausdrücken können“. Sapieha warnte, die
Entwicklung der Lage drohe in den Aus-
bruch eines Aufstandes zu münden, und
die Polen würden durch die „Notwendig-
keit einer blutigen Selbstverteidigung“ zu
diesem Schritt gezwungen.

Im August 1943 verwiesen die deut-
schen Bischöfe in einem Hirtenbrief an
die Gläubigen auf die beispiellosen Ver-
folgungen der christlichen Religion in
Großpolen. Es ist nicht auszuschließen,
dass sein Inhalt im Zusammenhang mit
dem Protest stand, den der päpstliche
Staatssekretär Luigi Maglione an die
Reichsregierung gesandt hatte.

Kardinal Bertram ließ also nicht nach
in seinen Protesten, wenngleich seine
„Memorandenpolitik“ – nach einer Fest-
stellung Priester Professor Zygmunt Zie-
linskis – nicht einmal symbolische Folgen
hatte. Vom Berliner Bischof Preysing er-
mahnt, er solle die „Regeln feinster Di-
plomatie“ verwerfen, versuchte Bertram
die Überzeugung zu vermitteln, er lasse
sich ja leiten von den Prinzipien der
„Klarheit in der Darstellung der Sache, ei-
ner glaubwürdigen Begründung, einer in
höchstem Maße offenen und scharfen
Einstellung zu den christentumsfeind-
lichen Unternehmungen“.

Kritik an Bertrams Diplomatie
Bertrams Diplomatie wurde von zwei Sei-
ten kritisiert. Ihn attackierte einerseits der
Münchener Kardinal Faulhaber, anderer-
seits Bischof Preysing, der sich für eine 
offene Konfrontation mit dem Nazismus
aussprach. Im April 1940 protestierte
Preysing dagegen, dass Bertram im Na-
men des Episkopats Hitler Geburtstags-
wünsche sandte, und er legte zum Zei-
chen des Protestes das Amt des Pressere-
ferenten der Bischofskonferenz nieder.
Blet behauptet, Bertram habe im Mai 1940

Pius XII. von diesem Vorfall berichtet und
um die Zustimmung gebeten, die Diözese
zu verlassen. Der Papst billigte die Geste
nicht. Bertram sandte auch in den folgen-
den Jahren Glückwünsche an Hitler.

Gegen Ende des Krieges setzte sich
Bertram nicht mehr dafür ein, von Hitler
oder Ministern empfangen zu werden. 
Es gab auch keinerlei persönliche Kon-
takte, nicht einmal einen Briefwechsel mit
der lokalen NSDAP. Der Gauleiter von
Niederschlesien, Karl Hanke, beklagte im
Jahre 1943, die „katholische Kirchen-
behörde“ habe vom Beginn seiner – Han-
kes – Amtszeit an ihm gegenüber keine
„angemessene Haltung“ eingenommen;
wenngleich von allen anderen Ämtern,
darunter von der evangelischen Kirche,
Grüße und Gratulationen einträfen, gebe
es solche von Seiten der katholischen Kir-
che nicht.

Es steht außer Zweifel, dass der Kardi-
nal bespitzelt wurde – der Kurier des
Nuntius und Bertrams, der im November
1943 im Vatikan war und in deren Namen
Pius XII. über vertrauliche Angelegenhei-
ten referierte, erwies sich als Agent des Si-
cherheitsdienstes.

Obwohl im offenen Kampf gegen das
Nazi-Regime Kardinal Clemens von Galen
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aus Münster an der Spitze stand, so hatte
doch auch Bertram Verdienste, unter an-
derem in der Bekämpfung der rassistischen
Ideologie. Er protestierte auch gegen die
Euthanasie (1940 und 1943). In Denk-
schriften an den Innenminister sprach der
Kardinal dem Staat das Recht ab, über den
Rahmen der Gesetze hinauszugehen und
das Naturrecht sowie die „positiven gött-
lichen Gebote“ zu verletzen.

Es trifft zu, dass der Breslauer Kardinal
gegen die Verfolgung der Juden weder
persönlich intervenierte noch in irgendei-
nem besonderen Memorandum protes-
tierte. Es muss jedoch wiederholt werden:
Die Kirche übertrug auf ihren Boden nicht
die Beschlüsse von 1933 über die Neuor-
ganisation des Beamtenkaders und hütete
sich vor einer Affirmation der rassistischen
Ideologie. Bertram unternahm andere
Schritte – der evangelische Bischof von
Breslau, Otto Zänker, verwies sein Kon-
sistorium auf die Wirksamkeit der von Ber-
tram den auswandernden Juden gewähr-
ten Hilfe und stellte sie als Vorbild dar.

Im Januar 1939 mahnte Pius XI. in sei-
ner Neujahrsansprache an das diplomati-
sche Corps die Hilfe für die aus Deutsch-
land emigrierenden Juden an. Einige Tage
später vertraute der Papst Wilhelm Ber-
ning, dem Bischof von Osnabrück, die
Umsetzung eines Emigrations- und Sied-
lungsprogrammes in Nordamerika an.
Berning arbeitete hier eng mit Bertram zu-
sammen. Der Kardinal war auch engagiert
bei der Leistung finanzieller Hilfe für die
emigrierenden Juden. Beträchtliche Ver-
dienste hatte die Breslauer Filiale des Ra-
phaels-Werks, dessen Hilfe im Jahre 1939
allein 775 Personen zugute kam.

Der Kardinal verfügte auch über Infor-
mationen über die Deportationen deut-
scher Juden nach Lodz, Kowno (Kaunas)
und an andere Orte. Ein anonymer Kra-
kauer Jude beschrieb in einem Brief an
den Kardinal die Tragödie der Juden im
Generalgouvernement. Die Abteilung
der „Caritas“ in Beuthen unterrichtete ihn

im Juni 1942 über Deportationen von Ju-
den aus Beuthen, Gleiwitz und Zabrze/
Hindenburg. Weil Interventionen bei den
Behörden in Berlin fruchtlos waren,
wählte der Kardinal den Weg einer inoffi-
ziellen Intervention bei der Gräfin Mag-
nis in Beuthen, indem er sie darum bat,
mithilfe von vertrauenswürdigen Perso-
nen den Juden Hilfe zu leisten.

Ohne jede Reaktion blieben Bertrams
Interventionen aus den Jahren 1943 und
1944 bei zentralen Instanzen des Reiches.
Im November 1943 intervenierte er beim
Reichsführer SS Heinrich Himmler und
beim Reichssicherheitshauptamt; dabei
ging es um die Lage der deportierten und
unter unmenschlichen Bedingungen in 
Lagern lebenden Juden. Im Januar 1944 
bat der Kardinal Himmler, die Deporta-
tion Breslauer Kinder aus Mischehen in
das Lager Theresienstadt zu stoppen.

Die Bischöfe – unter ihnen Bertram – sa-
hen die Gefahr des Nazismus, noch bevor
Hitler an die Macht kam, und sie ließen
später in ihren Interventionen nicht nach,
wenngleich sie auch nicht die geringste
Reaktion bewirkten. Man darf annehmen,
dass Bertram der Meinung war, demons-
trative kirchliche Proteste könnten eine
entgegengesetzte Reaktion hervorrufen.
Ein Beispiel dafür war der Protest der hol-
ländischen Bischöfe in einem Hirtenbrief
vom Juli 1942, der dem Reichskommissar
in Holland, Arthur Seiß-Inquart, über-
sandt worden war; die Bischöfe protes-
tierten gegen die Schikanierung jüdischer
Katholiken. Nach diesem Protest wurden
die katholischen Juden (unter ihnen Edith
Stein) nach Auschwitz deportiert. Mit ei-
ner solchen Reaktion mussten Pius XII.
und die deutschen Bischöfe rechnen. Aber
man muss auch sagen, dass der diploma-
tische Weg, wie ihn Bertram beschritt,
keine Wirkungen hatte.

Text und Kastentext aus der „Tygodnik Pow-
szechny“ („Allgemeine Wochenzeitung“) Nr. 7 vom
18. Februar 2001, übersetzt von Wolfgang Grycz.
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